
16. Beilage im Jahre 1969 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 16

Gesetz
über eine Abänderung des Gemeindevergnügungssteuergesetzes

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen: 

Artikel I
Das G em eindevergnügungssteuergesetz, 

LGBl. Nr. 12/1954, in der Fassung LGBl. Nr. 
49/1961, w ird abgeändert w ie folgt:

1. Der § 1 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Gemeinden, die auf Grund bundes­
gesetzlicher Ermächtigung durch Beschluß 
der G em eindevertretung L ustbarkeitsab­
gaben ausschreiben, haben  diese Steuer 
(V ergnügungssteuer) nach den Bestim m un­
gen dieses Gesetzes zu erheben."

2. Im § 1 Abs. 2 haben die W orte „bis zu dem 
im Abs. (1) genannten Ausmaß" zu en t­
fallen.

3. Im § 8 Abs. 3 hat der letzte Satz zu en t­
fallen.

4. In den §§ 9 Abs. 6 und 12 Abs. 2 ist das 
W ort „Steuerbescheides" jew eils zu e rse t­
zen durch „Bescheides".

5. Der § 13 hat zu lauten:

„§ 13
Eigener Wirkungsbereich und Behörden

(1) Die in diesem  Gesetz geregelten 
Aufgaben der Gem einde sind solche des 
eigenen W irkungsbereiches.

(2) Zur Durchführung von V erw altungs­
verfahren  auf G rund dieses Gesetzes ist 
der Bürgerm eister zuständig, sow eit nicht 
etw as anderes bestim m t ist.

(3) ü b e r  Rechtsmittel gegen Bescheide 
des Bürgerm eisters hat in letzter Instanz 
der G em eindevorstand zu entscheiden."

6. Der § 15 hat zu entfallen.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit dem auf seine 
Kundmachung folgenden M onatsersten  in 
Kraft.

B e r i c h t

Eine A bänderung des G em eindevergnü­
gungssteuergesetzes ist notw endig geworden, 
um dem A uftrag des § 5 Abs. 3 der Bundes­
verfassungsgesetznovelle  1962, wonach die 
zur A npassung der die verschiedenen Gebiete 
der V erw altung regelnden V orschriften an 
Art. 118 Abs. 2 und 3 B.-VG. erforderlichen 
Bundes- und Landesgesetze spätestens bis 
31. Dezem ber 1969 zu erlassen  sind, zu en t­
sprechen. Die N ovellierung soll w eiter zum 
Anlaß genom m en werden, einige geringfügige 
Ä nderungen vorzunehm en.

Im einzelnen wird bemerkt:

Zu Artikel I:
Zu Z. 1:
Nach § 7 Abs. 5 F.-VG. 1948 kann der Bun­

desgesetzgeber durch ein einfaches Bundesge­
setz und nach § 8 Abs. 5 F.-VG. 1948 kann der 
Landesgesetzgeber durch ein einfaches Landes­
gesetz die Gem einden ermächtigen, bestim m te 
A bgaben auf Grund eines Beschlusses der Ge­

m eindevertretung  auszuschreiben bzw. zu e r­
heben. Dabei bedeuten  die beiden Begriffe 
„ausschreiben" und „erheben" dasselbe (vgl. 
VfGH. Erk. vom 10. Dezem ber 1968, B 102/68). 
Auf Grund der zitierten  V erfassungsbestim ­
m ungen kann den G em einden som it durch ein­
fache Bundes- oder Landesgesetze ein selb­
ständiges V erordnungsrecht (gesetzesvertre- 
tende V erordnungen) eingeräum t w erden. Der 
wesentliche Unterschied zwischen den Ermäch­
tigungen nach § 7 Abs. 5 und § 8 Abs. 5 leg. 
cit. liegt darin, daß gemäß § 8 Abs. 5 F.-VG. 
1948 solche Landesgesetze die w esentlichen 
M erkm ale d ieser A bgaben, insbesondere auch 
ihr zulässiges Höchstausm aß bestim m en m üs­
sen, w ährend der B undesgesetzgeber nicht v e r­
halten  ist, schon im Gesetz alle w esentlichen 
M erkm ale der Regelung auszugestalten. Aus 
diesen unterschiedlichen Bestim m ungen der 
§§ 7 Abs. 5 und 8 Abs. 5 F.-VG. 1948 en tstan ­
den M einungsverschiedenheiten hinsichtlich 
des Umfanges des selbständigen V erordnungs­
rechtes der Gemeinden. Es w urde die Ansicht 
vertre ten , daß sich das freie Beschlußrecht der
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16. Beilage im Jahre 1969 des XX. Vorarlberger Landtages

Gemeinde nach § 7 Abs. 5 leg. cit. im „ob", 
also in der Entscheidung darüber erschöpft, ob 
derartige A bgaben erhoben w erden sollen 
oder nicht. Damit A bgaben aber überhaupt e in­
gehoben w erden  können, m üsse gemäß § 5
F.-VG. 1948 jede von der Erm ächtigungsbe­
stimmung nicht um faßte abgabenrechtliche 
Regelung durch Gesetz, und zwar gemäß § 8 
Abs. 1 F.-VG. 1948 durch Landesgesetz erfol­
gen. Die Ermächtigungen, die auf Grund des 
§ 7 Abs. 5 F.-VG. 1948 den G em einden erteilt 
w erden, w ürden die Zuständigkeit des Lan­
desgesetzgebers zur Regelung des m ateriellen 
A bgabenrechtes gemäß § 8 Abs. 1 F.-VG. 1948 
nur insow eit beschneiden, als die bundesge­
setzliche Regelung reicht. Die andere A uffas­
sung geht dahin, daß dieses selbständige V er­
ordnungsrecht die Gem einden über die Ent­
scheidung, ob eine derartige Abgabe zu 
erheben ist, h inaus auch zur Schaffung m ate­
riellen A bgabenrechtes innerhalb  des vom 
B undesgesetzgeber freigehaltenen Rechtsrau­
mes, also zur A usgestaltung der wesentlichen 
M erkm ale der abgabenrechtlichen Regelung 
berechtigt. Für eine landesgesetzliche Rege­
lung des m ateriellen  A bgabenrechts w ürde in 
diesem  Fall kein Raum bleiben. Auch das 
Finanzm inisterium  hat in seiner Stellungnahm e 
zu diesem  G esetzentw urf die M einung v e rtre ­
ten, daß die beabsichtigte, in verpflichtende 
Form gekleidete Regelung in das den Gem ein­
den gemäß § 7 Abs. 5 F.-VG. 1948 verfassungs­
gesetzlich gew ährleistete Recht, in Ergänzung 
des vom B undesgesetzgeber freigehaltenen 
Rechtsraum es m aterielles A bgabenrecht in 
Form einer gesetzesvertretenden  V erordnung 
zu schaffen, eingreife und dam it B undesin ter­
essen verletze.

Es ist nun von w esentlicher Bedeutung, 
welche A uffassung sich durchsetzt. W ürde man 
der zw eiten A uffassung folgen, so m üßte die 
G em eindevertretung nicht nur beschließen, 
daß eine bestim m te A bgabe in einer festzu­
legenden Höhe zu erheben ist, sondern auch 
nähere m ateriell-rechtliche R egelungen (Ent­
stehung der Steuerschuld, Abgabenschuldner, 
Bem essungsgrundlage, Fälligkeit usw.) treffen. 
Eine landesgesetzliche Regelung des m aterie l­
len A bgabenrechts w äre, w enn der Landes­
gesetzgeber keine über die Ermächtigung des 
§ 15 Abs. 3 lit. b FAG. 1967 hinausgehende 
Ermächtigung erteilt, verfassungsw idrig. Das 
w ürde konkret bedeuten, daß das G em einde­
vergnügungssteuergesetz verfassungsw idrig 
w äre und daher aufgehoben w erden  müßte. 
Eine solche A uffassung ist z. B. von Schantl- 
W elan („Besteuerungsverpflichtung und Be­
steuerungserm ächtigung der Gem einden im

System des Finanzausgleichs", ÖJZ. 1969,
S. 31 ff.) vertre ten  w orden und auch der V er­
fassungsgerichtshof hat sich in den E rkennt­
nissen Slg. 2170/1951 und 5156/1965 zu dieser 
A uffassung bekannt. Im Erkenntnis Slg. 3550/ 
1959 hat sich der V erfassungsgerichtshof je ­
doch der zuerst angeführten  A uffassung ange­
schlossen, ohne jedoch das A bgehen von der 
im Erkenntnis Slg. 2170 zum Ausdruck ge­
brachten Ansicht, die dann später im Erk. Slg. 
5156 w ieder vertre ten  wird, zu begründen. Die 
Auffassung, daß eine unvollständige bundes­
gesetzliche Ermächtigung nicht eine ausre i­
chende G rundlage zur A usschreibung von A b­
gaben durch Beschluß der G em eindevertretung 
bildet, sondern eine m ateriell-rechtliche Er­
gänzung seitens des Landesgesetzgebers for­
dert, w ird auch vom V erw altungsgerichtshof 
im Erkenntnis vom 21. Dezember 1965, Zl. 4/ 
65, und in der L iteratur (Richard Pfaundler 
„Die Finanzam sgleichsgesetzgebung 1948/58", 
Peter Schachner-Bazizek, „Finanzausgleich in 
Österreich") geteilt. Auch das geltende Ge­
m eindevergnügungssteuergesetz geht von die­
ser Rechtsansicht aus (§ 1 Abs. 1). W enn auch 
dieser Standpunkt nicht unbestritten  ist, soll in 
d ieser N ovelle von der dem geltenden Gesetz 
zugrundeliegenden Rechtsansicht nicht abge­
gangen w erden. In der N eufassung des § 1 
Abs. 1 soll dies auch k lar zum Ausdruck ge­
bracht werden. Der W ortlau t w ird dem Text 
der bundesgesetzlichen Ermächtigung im § 15 
Abs. 3 lit. a FAG. 1967, BGBL Nr. 2/1967, an­
gepaßt und in eine verpflichtende Form ge­
kleidet. Die Erteilung einer über den Umfang 
des § 15 Abs. 3 lit. a FAG. 1967 hinausgehen­
den Ermächtigung w ar im G em eindevergnü­
gungssteuergesetz b isher nicht en thalten  und 
ist auch durch die N ovelle nicht vorgesehen. 
Für die Erteilung einer der bundesgesetzlichen 
Ermächtigung gleichlautenden, also nicht w ei­
tergehenden landesgesetzlichen Ermächtigung 
bleibt kein Raum.

Zum Vorschlag des Bundesm inisterium s für 
Finanzen in seiner Stellungnahm e zu diesem  
Gesetzentw urf, sämtliche m ateriell-rechtlichen 
Regelungen als nachgiebiges Recht in das Ge­
setz aufzunehm en, muß festgestellt w erden, 
daß, w enn der Landesgesetzgeber nicht zu­
ständig ist, zw ingendes Recht zu erlassen, er 
auch nicht zuständig sein kann, nachgiebiges 
Recht zu schaffen. W enn die Zuständigkeit 
des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines 
V ergnügungssteuergesetzes vernein t wird, 
m üßten die Gem einden die für die Einhebung 
der V ergnügungssteuer erforderlichen m ate­
riell-rechtlichen Regelungen selbst beschließen.
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Zu Z. 2:
Diese Ä nderung ist lediglich form eller N a­

tu r und durch die N euform ulierung des § 1 
Abs. 1 bedingt.

Zu Z. 3:
Auf Grund des § 1 des Gesetzes über die 

vorläufige Regelung des A bgabenverfahrens, 
LGBl. Nr. 49/1961, ist das A bgabeneinhebungs­
gesetz, BGBl. Nr. 87/1951, bei der Erhebung 
von A bgaben durch Landes- und G em eindebe­
hörden anzuw enden. Eine gesonderte Ü ber­
nahm e des § 14 Abs. 2 des zitierten  Bundes- 
gesetzes ist daher nicht erforderlich.

Zu Z. 4:
Die A bgabenverfahrensvorschriften be­

zeichnen die in Bescheidform ergehenden Er­
ledigungen nicht als Steuerbescheide, sondern 
wie die V erw altungsverfahrensgesetze als Be­
scheide (vgl. § 92 der B undesabgabenordnung). 
Es soll daher die Bezeichnung „Steuerbe­
scheide" durch die Bezeichnung „Bescheide" 
ersetzt werden.

Zu Z. 5:
Der § 13 w urde bereits durch das Gesetz 

über die vorläufige Regelung des A bgabenver­
fahrens, LGBl. Nr. 49/1961, aufgehoben. A n­
stelle dieses aufgehobenen Paragraphen soll 
nun ein Paragraph eingeführt werden, durch 
den die A npassung des G em eindevergnü­
gungssteuergesetzes an Art. 118 Abs. 2 und 3 
B.-VG. erfolgt. Es ist unbestritten , daß die in 
diesem  Gesetz geregelten  A ufgaben der Ge­
m einde solche des eigenen W irkungsbereiches 
sind (vgl. Art. 116 Abs. 2 B.-VG. und § 2 Abs. 2 
des G em eindegesetzes). Zweifel w urden nur 
darüber geäußert, ob die H andhabung der Be­
stimmung des § 11 Abs. 1 über die Sicherstel­
lung, besonders die V erhinderung der Durch­
führung der V eranstaltung, un ter den T atbe­
stand „ihren H aushalt selbständig zu führen" 
im Sinne des Art. 116 Abs. 2 B.-VG. fällt. Diese 
Zweifel dürften  jedoch nicht berechtigt sein. 
Die Erteilung des A uftrages zur Sicherstellung 
der voraussichtlich zu entrichtenden S teuer un ­
terscheidet sich von der bescheidm äßigen V or­

schreibung der Steuer doch nur dadurch, daß 
die A m tshandlung im einen Fall vor der V er­
anstaltung und im anderen Fall nach der V er­
anstaltung  gesetzt wird. Auch die V erhinde­
rung der V eranstaltung  bei N ichterfüllung die­
ses A uftrages ist wohl eine A ngelegenheit, 
die im ausschließlichen oder überw iegenden 
Interesse der Gemeinde gelegen und auch g e­
eignet ist, durch die Gem einde innerhalb ihrer 
örtlichen Grenzen besorgt zu werden.

Bis zum Inkrafttre ten  des G em eindegeset­
zes w ar der B ürgerm eister zur V ollziehung des 
G em eindevergnügungssteuergesetzes zustän­
dig, sow eit nichts anderes bestim m t war. Seit­
her ist hiefür gemäß § 54 des G em eindegeset­
zes der G em eindevorstand zuständig. Es e r­
scheint jedoch zweckmäßig, diese A ufgaben 
w ieder dem B ürgerm eister zu übertragen. Der 
G em eindevorstand soll jedoch abweichend von 
den Bestimmungen des § 45 Abs. 1 lit. a Z. 14 
des G em eindegesetzes anstelle  der G em einde­
vertre tung  zur Entscheidung über Berufungen 
gegen Bescheide des B ürgerm eisters zuständig 
sein, weil erfahrungsgem äß die G em eindever­
tre tung  kein geeignetes O rgan zur Entschei­
dung über Berufungen in Steuersachen ist.

Zu Z. 6:
Die bei Erlassung des G em eindevergnü­

gungssteuergesetzes im Jah re  1954 erforder­
lich gew esene Ü bergangsbestim m ung ist nun 
gegenstandslos gew orden. D asselbe gilt auch 
für die Bestimmungen über den W irksam keits­
beginn. Der § 15 konnte daher ohne Rechts­
folgen aufgehoben w erden.

Zu Art. II:
Dieses Gesetz soll nicht mit dem der K und­

machung folgenden Tag (Art. 27 L. V.), sondern 
an dem der Kundmachung folgenden M onats­
ersten  in Kraft treten. Es soll dadurch den 
Steuerpflichtigen eine gew isse Zeit gegeben 
w erden, um sich auf die vorgesehenen  Ä nde­
rungen einzustellen. Auch für die Berechnung 
der Steuer und die Ü berprüfung derselben e r­
scheint es vorteilhaft, w enn die vorgesehenen 
Ä nderungen mit dem Beginn eines M onats 
in W irksam keit treten.

Bregenz, am 17. Juni 1969
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17. Beilage im Jahre 1969 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 17

Gesetz
über eine Abänderung des Gemeindegetränkesteuergesetzes

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen: 

Artikel I

Das G em eindegetränkesteuergesetz, LGBl.
Nr. 27/1954, in der Fassung LGBl. Nr. 49/1961,
w ird abgeändert w ie folgt:

1. Der § 1 Abs. 1 ha t zu lauten:
„(1) Die Gemeinden, die auf Grund 

bundesgesetzlicher Ermächtigung durch Be­
schluß der G em eindevertretung A bgaben 
vom  V erbrauch von Speiseeis und von Ge­
tränken, mit A usnahm e von Bier und Milch, 
ausschreiben, haben diese Steuer (Ge­
tränkesteuer) nach den Bestim m ungen die­
ses Gesetzes zu erheben."

2. Die Abs. 3 und 4 des § 1 haben zu lauten:
„(3) U nter G etränken im Sinne dieses 

Gesetzes sind alle verkehrsüblicherw eise 
zum Stillen des D urstes oder zur Befrie­
digung eines geschmacklichen Bedürfnisses 
dienenden F lüssigkeiten einschließlich flüs­
siger G rundstoffe zur H erstellung solcher 
F lüssigkeiten  zu verstehen.

(4) U nter V erbrauch von Speiseeis und 
G etränken im Sinne dieses Gesetzes ist die 
entgeltliche A bgabe von Speiseeis und Ge­
tränken  an den Letztverbraucher zum Ge­
nuß innerhalb des G eltungsgebietes dieser 
S teuer zu verstehen. U nter A bgabe ist die 
Ü bertragung der Macht, in eigenem  N a­
m en über den G egenstand zu verfügen, zu 
verstehen. Die A bgabe gilt als dort v o r­
genommen, wo sich der G egenstand zur 
Zeit der Ü bertragung der V erfügungs­
macht befindet. Als Letztverbraucher gilt, 
w er das Speiseeis oder das G etränk nicht 
zur entgeltlichen W eiterveräußerung  e r­
w irbt. Im Zweifel ist anzunehm en, daß das

Speiseeis oder das G etränk dort genossen 
wird, wo der Letztverbraucher die V er­
fügungsm acht h ierüber erlangt."

3. Im § 1 hat der Abs. 5 zu entfallen  und der 
bisherige Abs. 4 die Bezeichnung Äbs. 5 zu 
erhalten.

4. Im § 3 Abs. 1 sind im ersten  Satz zwischen 
den W orten  „Letztverbraucher" und „ent­
geltlich" die W orte  „zum Genuß innerhalb 
des G eltungsgebietes d ieser Steuer" einzu­
fügen.

5. Im § 5 Abs. 3 ist der letzte Satz durch fol­
gende Sätze zu ersetzen: „Das Bem essungs­
recht v e rjäh rt in drei Jah ren . Die V erjäh ­
rung beginnt mit dem A blauf des Jahres, 
in dem der S teueranspruch en tstanden ist."

6. Der § 8 hat zu lauten:
„§ 8

Eigener Wirkungsbereich und Behörden

(1) Die in diesem  Gesetz geregelten  
A ufgaben der G em einde sind solche des 
eigenen W irkungsbereiches.

(2) Zur Durchführung von V erw altungs­
verfahren  auf G rund dieses G esetzes ist 
der B ürgerm eister zuständig, sow eit nicht 
etw as anderes bestim m t ist.

(3) ü b e r  Rechtsm ittel gegen Bescheide 
des B ürgerm eisters hat in le tz ter Instanz 
der G em eindevorstand zu entscheiden."

7. Der § 10 h a t zu entfallen.

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit dem  auf seine K und­

machung folgenden M onatsersten  in Kraft.

B e r i c h t

Eine A bänderung  des G em eindegetränke­
steuergesetzes ist notw endig gew orden, um 
dem A uftrag des § 5 Abs. 3 der Bundes-Ver- 
fassungsgesetznovelle 1962, wonach die zur 
A npassung der die verschiedenen G ebiete der 
V erw altung regelnden V orschriften an Art. 118

Abs. 2 und 3 B.-VG. erforderlichen Bundes­
und Landesgesetze spätestens bis 31. Dezem­
ber 1969 zu erlassen sind, zu entsprechen. Die 
N ovellierung des G em eindegetränkesteuer­
gesetzes soll auch zum A nlaß genom m en w er­
den, m ehreren  Erkenntnissen  des V erfassungs-
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gerichtshofes, durch die den Bestim m ungen des 
§ 1 Abs. 5 des G etränkesteuergesetzes gleich­
lautende V orschriften in G etränkesteuergeset­
zen anderer B undesländer als verfassungs­
w idrig aufgehoben w urden, Rechnung zu tra ­
gen und den  als verfassungsw idrig  anzusehen­
den Abs. 5 des § 1 zu streichen. Ferner sollen 
einige für die V ollziehung dieses Gesetzes 
wichtige Begriffe näher um schrieben w erden.

Im einzelnen w ird bem erkt:

Zu Artikel I:
Zu Z. 1:
Nach § 7 Abs, 5 F.-VG. 1948 kann der Bun­

desgesetzgeber durch ein einfaches Bundes­
gesetz und nach § 8 Abs. 5 F.-VG. 1948 kann 
der L andesgesetzgeber durch ein einfaches 
Landesgesetz die Gem einden erm ächtigen, be­
stim m te A bgaben auf Grund eines Beschlusses 
der G em eindevertretung  auszuschreiben bzw. 
zu erheben. Dabei bedeuten  die beiden Be­
griffe „ausschreiben" und „erheben" dasselbe 
(vgl. VfGH. Erk. vom  10. Dez. 1968, B 102/68). 
A uf Grund der zitierten  V erfassungsbestim ­
m ungen kann den Gem einden somit durch ein­
fache Bundes- oder Landesgesetze ein selb­
ständiges V erordnungsrecht (gesetzesvertre- 
tende V erordnungen) eingeräum t w erden. Der 
w esentliche U nterschied zwischen den Ermäch­
tigungen nach § 7 Abs. 5 und § 8 Abs. 5 leg. 
cit. liegt darin, daß gemäß § 8 Abs. 5 F.-VG. 
1948 solche Landesgesetze die w esentlichen 
M erkm ale d ieser A bgaben, insbesondere auch 
ihr zulässiges Höchstausm aß bestim m en m üs­
sen, w ährend der B undesgesetzgeber nicht v e r­
halten  ist, schon im Gesetz alle w esentlichen 
M erkm ale der Regelung auszugestalten. Aus 
d iesen unterschiedlichen Bestim m ungen der 
§§ 7 Abs. 5 und 8 Abs. 5 F.-VG. 1948 en tstan ­
den M einungsverschiedenheiten hinsichtlich 
des Umfanges des selbständigen V erordnungs­
rechtes der Gemeinden. Es w urde die Ansicht 
vertre ten , daß sich das freie Beschlußrecht der 
G em einde nach § 7 Abs. 5 leg. cit. im „ob", also 
in der Entscheidung darüber erschöpft, ob d er­
artige A bgaben erhoben w erden sollen oder 
nicht. Damit A bgaben aber überhaup t eingeho­
ben w erden können, m üsse gemäß § 5 des 
F.-VG. 1948 jede von der Erm ächtigungsbestim ­
m ung nicht um faßte abgabenrechtliche Rege­
lung durch Gesetz, und zwar gemäß § 8 Abs. 1 
F.-VG. 1948 durch Landesgesetz erfolgen. Die 
Ermächtigungen, die auf Grund des § 7 Abs. 5 
F.-VG. 1948 den Gem einden erte ilt w erden, 
w ürden die Zuständigkeit des Landesgesetz­
gebers zur Regelung des m aterie llen  A bgaben­
rechtes gemäß § 8 Abs. 1 F.-VG. 1948 nur inso­
w eit beschneiden, als die bundesgesetzliche

Regelung reicht. Die andere A uffassung geht 
dahin, daß dieses selbständige V erordnungs­
recht die G em einden über die Entscheidung, 
ob eine derartige Abgabe zu erheben ist, h in ­
aus auch zur Schaffung m aterie llen  A bgaben­
rechts innerhalb des vom Bundesgesetzgeber 
fre igehaltenen  Rechtsraumes, also zur A us­
gestaltung der w esentlichen M erkm ale der 
abgabenrechtlichen Regelung ermächtige. Für 
eine landesgesetlziche Regelung des m aterie l­
len A bgabenrechtes w ürde in diesem  Falle 
kein Raum bleiben.

Die aufgezeigte verfassungsrechtliche Pro­
blem atik ist auch bei der G etränkesteuer ge­
geben, zu deren Erhebung die Gem einden 
durch die auf § 7 Abs. 5 F.-VG. 1948 beruhende 
bundesgesetzliche Ermächtigung des § 15
Abs. 3 lit. b FAG. 1967 erm ächtigt sind. Das 
F inanzm inisterium  selbst ha t in einer Stellung­
nahm e an die V erbindungsstelle  der Bundes­
länder zu einem  M usterentw urf der Länder 
für ein G etränkesteuergesetz  eine Form ulie­
rung vorgeschlagen, die inhaltlich m it dem 
§ 1 Abs. 1 d ieser R egierungsvorlage übere in ­
stimmt. In seiner Stellungnahm e zum vorlie­
genden G esetzentw urf hat es jedoch die M ei­
nung vertre ten , daß die beabsichtigte, in zw in­
gende Form gekleidete Regelung in das den 
G em einden gemäß § 7 Abs. 5 F.-VG. 1948 v e r­
fassungsgesetzlich gew ährleistete Recht ein­
greife, in Ergänzung des vom B undesgesetz­
geber fre igehaltenen  Rechtsraumes m aterielles 
A bgabenrecht in Form einer gesetzesvertre- 
tenden V erordnung zu schaffen und daher 
B undesin teressen verletze.

Es ist nun von w esentlicher Bedeutung, 
welche A uffassung sich durchsetzt. W ürde man 
der zw eiten A uffassung folgen, m üßte die Ge­
m eindevertretung  nicht nur beschließen, daß 
eine bestim m te A bgabe in einer festzulegen­
den Höhe zu erheben ist, sondern auch nähere 
m ateriell-rechtliche Regelungen (Entstehung 
der Steuerschuld, A bgabenschuldner, Bemes­
sungsgrundlage, Fälligkeit usw.) treffen. Eine 
landesgesetzliche Regelung des m ateriellen  
A bgabenrechts w äre, w enn der Landesgesetz­
geber keine über die Ermächtigung des § 15 
Abs. 3 lit. b FAG. 1967 hinausgehende Ermäch­
tigung erteilt, verfassungsw idrig. Das w ürde 
konkret bedeuten, daß das G em eindegetränke­
steuergesetz  verfassungsw idrig  w äre und da­
her aufgehoben w erden müßte. Eine solche 
A uffassung ist z. B. von Schantl-W elan („Be­
steuerungsverpflichtung und B esteuerungs­
erm ächtigung der Gem einden im System  des 
Finanzausgleichs", ÖJZ. 1969, S. 31 ff.) v e rtre ­
ten w orden und auch der V erfassunggerichts­
hof ha t sich in den Erkenntnissen Slg. 2170/
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1951 und 5156/1965 zu d ieser A uffassung b e­
kannt. Im Erkenntnis Slg. 3550/1959 h a t sich 
der V erfassungsgerichtshof jedoch der zuerst 
angeführten  A uffassung angeschlossen, ohne 
jedoch das A bgehen von der im Erkenntnis 
Slg. 2170 zum A usdruck gebrachten Ansicht, 
die dann später im Erk. Slg. 5156 w ieder v e r­
tre ten  wird, zu begründen. Die Auffassung, 
daß eine unvollständige bundesgesetzliche Er­
m ächtigung nicht eine ausreichende G rundlage 
zur A usschreibung von A bgaben durch Be­
schluß der G em eindevertretung  bildet, son­
dern  eine m ateriell-rechtliche Ergänzung sei­
tens des L andesgesetzgebers fordert, w ird 
auch vom V erw altungsgerichtshof im E rkennt­
nis vom 21. Dez. 1965, Zl. 4/65, und in der Li­
te ra tu r (Richard Pfaundler „Die Finanzaus- 
gleichsgesetzgebung 1948/58", Peter Schach- 
ner-Blazizek, „Finanzausgleich in Ö sterreich") 
geteilt. Auch das geltende G em eindegetränke­
steuergesetz  geht von dieser Rechtsansicht aus 
(§ 1 Abs. 1).

Im übrigen w ar das geltende V orarlberger 
G em eindegetränkesteuergesetz  erst im Jah re  
1967 die G rundlage für ein Erkenntnis des 
V erfassungsgerichtshofes. Der V erfassungs­
gerichtshof ha tte  h iebei offensichtlich keine 
B edenken gegen die V erfassungsw idrigkeit 
dieses Gesetzes.

W enn auch dieser S tandpunkt nicht unbe­
stritten  ist, soll in d ieser N ovelle von der 
dem bestehenden  Gesetz zugrundeliegenden 
Rechtsansicht nicht abgegangen werden. In der 
N eufassung des § 1 Abs. 1 soll dies auch klar 
zum A usdruck gebracht w erden. Der W o rt­
laut w ird dem Text der bundesgesetzlichen Er­
m ächtigung im § 15 Abs. 3 lit. b FAG. 1967, 
BGBl. Nr. 2/1967, in der Fassung BGBl. Nr. 
221/1967, angepaßt und in eine verpflichtende 
Form gekleidet. Die E rteilung einer über den 
Umfang des § 15 Abs. 3 lit. b FAG. 1967 h in ­
ausgehenden Erm ächtigung w ar im G em einde­
ge tränkesteuergesetz  bisher nicht en thalten  
und ist auch durch diese N ovelle nicht v o rge­
sehen. Für die Erteilung einer der bundes­
gesetzlichen Erm ächtigung gleichlautenden, 
also nicht w eitergehenden  landesgesetzlichen 
Erm ächtigung b leib t kein  Raum.

Zum V orschlag des Bundesm inisterium s 
für F inanzen in seiner Stellungnahm e zu d ie­
sem G esetzentw urf, sämtliche m ateriell-recht­
liche R egelungen nur als nachgiebiges Recht 
in das Gesetz aufzunehm en, muß festgestellt 
w erden, daß, w enn der Landesgesetzgeber 
nicht zuständig ist, zw ingendes Recht zu e r­
lassen, er auch nicht zuständig sein kann, 
nachgiebiges Recht zu schaffen. W enn die 
Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur

Erlassung eines G em eindegetränkesteuerge­
setzes verne in t wird, m üßten die Gem einden 
die für die Einhebung der G etränkesteuer e r­
forderlichen m ateriell-rechtlichen Regelungen 
selbst beschließen.

Zu Z. 2:
Der im Abs. 3 defin ierte Begriff der Ge­

tränke dürfte zu w eit sein, w eil er z. B. auch 
flüssige M edikam ente umfaßt, was doch wohl 
nicht beabsichtigt ist. Es soll d ah er der Begriff 
der G etränke in A nlehnung an ein V erw al­
tungsgerichtshoferkenntnis (Slg. Nr. 1067 [F]) 
neu gefaßt w erden. Durch diese Definition 
w erden  auch flüssige G rundstoffe zur H er­
stellung solcher F lüssigkeiten  erfaßt, was bis- 
herher nicht der Fall war. W asser soll nur 
dann steuerpflichtig sein, w enn es zum Zwecke 
des G enusses verkauft w ird  (z. B. M ineral­
w asser, Teew asser). Der sogenannte W asser­
zins für das Leitungsw asser ist nicht s teuer­
pflichtig, weil dieses nicht in erster Linie zum 
Genuß, sondern für andere Zwecke (Waschen, 
Baden usw.) bestim m t ist. Der Genuß ist hier 
m engenm äßig von völlig un tergeordneter Be­
deutung.

Die G etränkesteuer ist eine V erbrauchs­
steuer (vgl. VfGH. Erk. Slg. 3417). Nach § 1 
Abs. 5 kann die G em einde die G etränkesteuer 
einheben, in d er die entgeltliche Abgabe von 
G etränken  erfolgt. Dabei gilt ein G etränk in 
der Gem einde als entgeltlich abgegeben, in 
deren  Bereich sich die A usgabestelle, der Sitz 
des Betriebes oder der W ohnsitz des S teuer­
pflichtigen befindet. Auf G rund dieser Bestim­
m ung ist es also auch möglich, eine G etränke­
steuer für die A bgabe von  G etränken einzu­
heben, die nicht im Bereich der betreffenden 
G em einde genossen w erden. Nun e rk lä rt der 
§ 8 Abs. 4 F.-VG. 1948 V erbrauchsabgaben der 
Länder (Gemeinden), die auch d en  V erbrauch 
(Genuß) außerhalb des G eltungsgebietes der 
A bgabe treffen, als unzulässig. Der V erfas­
sungsgerichtshof hat deshalb auch m it Er­
kenntnis Slg. 4048 die Bestimmung des letzten 
Satzes des § 10 Abs. 3 lit. b FAG. 1959, wonach 
der steuerpflichtige T atbestand in jener Ge­
m einde als verw irklicht gilt, in der die Be­
triebsstä tte  des letzten  V eräußeres liegt, als 
verfassungsw idrig  aufgehoben und auch in 
w eiteren  E rkenntnissen (Slg. 2796/1955, Nr. 
3145/1957 und Nr. 3417/1958) festgestellt, daß 
V erbrauchsabgaben der Länder (Gemeinden), 
die nicht bloß den Genuß im örtlichen Bereich 
der die A bgabe ausschreibenden G ebietskör­
perschaft betreffen, unzulässig sind.

Die G efränkesteuerpflicht besteh t daher 
nicht, w enn der Letztverbraucher die G etränke 
in der Gemeinde, die die Erhebung der Ge-
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tränkesteuer beschlossen hat, erw irbt, um sie 
zum Zwecke des G enusses in den Bereich 
einer anderen Gem einde zu verbringen.

Der § 1 Abs. 5 des G etränkesteuergesetzes 
ist dam it verfassungsw idrig  und soll durch 
den Abs. 4 ersetzt w erden. Der V erfassungs­
gerichtshof hat im bereits zitierten  Erkenntnis 
Slg. 3417 auch ausgeführt, daß bei einer V er­
brauchssteuer der steuerpflichtige Tatbestand 
nicht erst anläßlich des tatsächlichen G enusses 
verw irklicht w erden kann, sondern bereits bei 
der A bgabe des G etränkes an den Letztver­
braucher, allerdings un ter der V oraussetzung, 
daß das G etränk zum Zwecke des Genusses 
innerhalb dieses G em eindebereiches erw orben 
wird. Der letzte Satz des Abs. 4 stellt eine 
gesetzliche V erm utung auf. Der Beweis, daß 
ein G etränk nicht dort genossen wird, wo der 
Letztverbraucher die V erfügungsgew alt h ie r­
über erlangt, ist daher von Steuerpflichtigen 
zu erbringen. B ew eisregeln lassen sich hiebei 
nicht aufstellen. Es gilt der G rundsatz der 
freien Beweisw ürdigung, d. h. die Behörde hat 
un ter sorgfältiger Berücksichtigung der Ergeb­
nisse der Bew eisaufnahm en nach freier Ü ber­
zeugung zu beurteilen , ob der Beweis erbracht 
w urde oder nicht.

Zu Z. 3:
Aus G ründen der System atik  soll die Be­

stimmung, die den bisherigen Abs. 5 ersetzen 
soll, als Abs. 4 vorgezogen und dem b isheri­
gen Abs. 4 die Bezeichnung Abs. 5 gegeben 
w erden.

Zu Z. 4:
Die N otw endigkeit der h ier vorgesehenen 

Einfügung in den § 3 Abs. 1 ergibt sich aus 
dem zu Z. 2 G esagten.

Zu Z. 5:
Im Zuge des B egutachtungsverfahrens hat 

der G em eindeverband vorgebracht, daß es 
zw eckm äßiger und einfacher w äre, w enn die 
d reijährige V erjährungsfrist erst mit Ablauf 
des Jahres, in dem der S teueranspruch en t­
steht, beginnen w ürde. Bei G etränkesteuer­
pflichtigen könnten  nämlich konkrete  Um satz­
verprobungen  nur bei buchmäßig abgeschlos­
senen ganzen Jah ren  vorgenom m en w erden. 
Diesem Vorschlag sollte entsprochen w erden. 
Dies umso mehr, als dieselbe Regelung auch in 
anderen  Steuergesetzen, z. B. im P laka tsteuer­
gesetz, besteht.

Zu Z. 6 :
Der § 8 w urde bereits durch das Gesetz 

über die vorläufige Regelung des A bgaben­
verfahrens, LGBl. Nr. 49/1961, aufgehoben. A n­
stelle dieses aufgehobenen P aragraphen soll 
nun ein Paragraph eingefügt werden, durch 
den die A npassung des G etränkesteuergeset­
zes an Art. 118 Abs. 2 und 3 B.-VG erfolgt. Es 
ist unbestritten , daß die in diesem Gesetz 
geregelten  A ufgaben der Gem einde solche des 
eigenen W irkungsbereiches sind (vgl. Art. 116 
Abs. 2 B.-VG. und § 2 Abs. 2 Gem eindegesetz).

Bis zum Inkrafttre ten  des G em eindegeset­
zes w ar der B ürgerm eister zur V ollziehung 
des G etränkesteuergesetzes zuständig, sow eit 
nichts anderes bestim m t war. Seither ist hie- 
für gemäß § 54 des G em eindegesetzes der 
G em eindevorstand zuständig. Es erscheint 
jedoch zweckmäßig, diese A ufgaben w ieder 
dem B ürgerm eister zu übertragen.

A uf Grund der gemachten Erfahrungen 
erscheint die G em eindevertretung kein  geeig­
netes O rgan zur Entscheidung über B erufun­
gen in Steuersachen. Der G em eindeverband 
und andere Stellen haben daher in ih rer Stel­
lungnahm e zum G esetzesentw urf empfohlen, 
abweichend von der Bestimmung des § 45 
Abs. 1 lit. a Z. 14 des G em eindegesetzes den 
G em eindevorstand als B erufungsbehörde zu 
bestim m en. Dieser A nregung soll Rechnung 
getragen  werden.

Zu Z. 7:
Die bei Erlassung des G em eindegetränke­

steuergesetzes im Jah re  1954 erforderlich ge­
w esenen Ü bergangsbestim m ungen sind nun 
gegenstandslos geworden. Das Gleiche gilt 
für die Bestimmung über den W irksam keits­
beginn. Der § 10 kann daher ohne rechtliche 
Folgen aufgehoben werden.

Zu Artikel II:
Dieses Gesetz soll nicht mit dem der 

Kundmachung folgenden Tag (Art. 27 L. V.), 
sondern an dem  der Kundmachung folgenden 
M onatsersten  in Kraft treten. Es soll dadurch 
den S teuerpflichtigen eine gew isse Zeit ge­
geben w erden, um sich auf die vorgesehenen  
Ä nderungen einzustellen. Auch für die Be­
rechnung der Steuer und die Ü berprüfung 
derselben erscheint es vorteilhaft, w enn die 
vorgesehenen  Ä nderungen  mit dem Beginn 
eines M onats in W irksam keit treten.

Bregenz, am 17. Jun i 1969
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